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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung  
 
Die in Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagene Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals 
soll den Vorstand in die Lage versetzen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig auf auftre-
tende Finanzierungserfordernisse zum Erhalt oder der Verbreiterung der Eigenkapitalbasis rea-
gieren zu können. Es liegt im Interesse der Gesellschaft, dass sie über eine möglichst umfas-
sende Flexibilität bei ihrer Unternehmensfinanzierung verfügt. Die beantragte Ermächtigung er-
setzt die bislang bestehende Ermächtigung mit weitgehend vergleichbarer Ausgestaltung.  
 
Die unter Punkt 7 der Tagesordnung erbetene Ermächtigung soll ein genehmigtes Kapital in Hö-
he von EUR 8.176.667,00 schaffen, bei dessen Ausnutzung den Aktionären grundsätzlich ein 
Bezugsrecht zusteht. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht jedoch auch die Möglichkeit des 
Ausschlusses des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre vor.  
 
Der Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträgen (lit. a)) ist dabei aus 
technischen Gründen erforderlich, da sonst im Einzelfall ein glattes Beteiligungsverhältnis nicht 
hergestellt werden kann. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre.  
 
Soweit das Bezugsrecht zur Ausgabe von Arbeitnehmeraktien ausgeschlossen werden kann (lit. 
b)), erfolgt dies im Rahmen der in § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG und § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG vorgese-
henen Ziele, insbesondere der Bindung der Mitarbeiter an ihr Unternehmen und der Motivation 
der Mitarbeiter. Der Ausgabebetrag wird unter Berücksichtigung des Börsenkurses zum Ausga-
bezeitpunkt und unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre fest-
gesetzt.  
 
Der Beschlussvorschlag zum Ausschluss des Bezugsrechts beim Erwerb von Beteiligungen und 
anderen Unternehmen oder Unternehmensteilen oder sonstigen Vermögensgegenständen ge-
gen Überlassung von Aktien (lit. c)) soll der Gesellschaft insbesondere die Möglichkeit geben, im 
Interesse der Aktionäre ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft kurzfris-
tig für den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zur Verfügung zu ha-
ben.  
 
Beim Ausschluss des Bezugsrechts werden, wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % 
des Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabekurs den Börsenkurs der Aktien nicht 
wesentlich unterschreitet (lit. d)), die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktio-
näre auf der Grundlage des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG angemessen gewahrt, da eine Bindung an 
den Börsenkurs besteht und sich die Ermächtigung auf insgesamt höchstens zehn vom Hundert 
des Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. Darauf anzurechnen sind Aktien, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund einer Ermächti-
gung der Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erwor-
ben und unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegen bar veräu-
ßert wurden, sowie die Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandel- oder 
Optionsrechten (bzw. Wandlungspflichten) ausgegeben wurden oder auszugeben sind, wenn 
diese unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auf Schuldverschreibungen in entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Jedoch soll das Be-
zugsrecht nur insoweit ausgeschlossen werden, soweit die Aktien nicht durch ein bedingtes Ka-
pital den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten (bzw. Wand-
lungspflichten) gewährt werden können.  
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Schließlich soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausschluss des Bezugs-
rechts ermächtigt sein, soweit dies erforderlich ist, um Inhabern von noch zu begebenden Wan-
del- und/oder Optionsschuldverschreibungen im Rahmen eines Verwässerungsschutzes ein 
Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung des Wand-
lungs- bzw. Optionsrechts als Aktionäre zustehen würde (lit.e)). Auf diese Weise kann vermieden 
werden, dass bei einer während der Laufzeit der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen durchgeführten Kapitalerhöhung, bei der den Aktionären ein Bezugsrecht eingeräumt wird, 
der Wandlungs- bzw. Optionspreis nach den Regelungen zu ermäßigen ist, die üblicherweise in 
Schuldverschreibungsbedingungen für den Verwässerungsschutz vorgesehen werden. 
 
 
 

***** 


